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TOP 16: Zeugnisse für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf (Drs. 19/1207) 

 

 

Kai Vogel::  

Keine Beurteilung zweiter Güteklasse! 

 

Im Juni 2018 ist eine Neufassung der Zeugnisverordnung in Kraft getreten. Bei der Anhörung, 

die das Ministerium durchgeführt hat, sind den Beteiligten offenbar wichtige Änderungen 

entgangen. Den betroffenen Schulen und den Verbänden ist mittlerweile aufgefallen, dass die 

neue Verordnung zu einer Stigmatisierung einzelner Schülerinnen und Schüler führen wird. Es 

geht um die neue Vorschrift, dass Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 

Förderbedarf, die gar nicht oder nicht in allen Fächern lehrplankonform unterrichtet werden, 

unabhängig von der Schulart obligatorisch ein Berichtszeugnis sollen und kein Notenzeugnis 

erhalten dürfen. Das heißt, dass die bisher vorgesehene Möglichkeit, Notenzeugnisse zu 

erteilen, gestrichen wurde. 

Nun sind wir die Letzten, die gegen Berichtszeugnisse grundsätzlich etwas einzuwenden hätten 

– ganz im Gegenteil. Nicht grundlos haben wir in der letzten Legislaturperiode in der 

Grundschule die Berichtszeugnisse deutlich gestärkt. Notenzeugnisse können nur 

Momentaufnahmen des Leistungsstandes sein, der sehr von der Tagesform abhängt. Berichte 

hingegen schaffen viel mehr Möglichkeiten, die Stärken und Schwächen und vor allem die 

Entwicklung der Schülerin oder des Schülers in einem Halbjahr darzustellen. Damit machen sie 

den jungen Menschen, ihren Eltern, aber auch, wenn es sich um Abschlusszeugnisse handelt, 
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denjenigen, die über einen Ausbildungsplatz zu entscheiden haben, deutlich, wo die Schwächen, 

wo aber vor allem auch die Potentiale liegen. 

Nun haben wir aktuell eine Bildungsministerin, die den Notenfetisch anbetet. Bei den 

Grundschulen hat sie die Notenzeugnisse ab der dritten Klasse wieder verpflichtend eingeführt. 

Und auch sonst lässt Frau Prien keine Gelegenheit aus, das Hohelied der Beurteilung in Ziffern 

zu singen. Das ist nicht unsere Auffassung, aber das kann man natürlich vertreten. Wenn man 

das aber tut, muss man auch konsequent sein, denn ansonsten stigmatisieren sie diejenigen, die 

als einzige anders behandelt werden. Und man legt die Axt an die Wurzel der Inklusion, wenn 

man durch eine Ungleichbehandlung der Schüler mit Förderbedarf dafür sorgt, dass sie eine – 

im Verständnis der Bildungsministerin – Beurteilung zweiter Güteklasse erhalten. 

Nicht SPD und SSW sind es, die den logischen Bruch begehen, wie das Bildungsministerium in 

seiner Pressemitteilung vom 06. Februar unterstellt hat, sondern das Ministerium bricht mit 

seiner eigenen Philosophie und nimmt ohne jede Not eine Ungleichbehandlung zwischen 

Schülern mit und ohne Förderbedarf vor. Ich habe an vielen Schulabschlussveranstaltungen 

teilgenommen und es machte mich immer stolz, wenn an meiner alten Schule wirklich alle 

Schülerinnen und Schüler – auch die mit Förderbedarf – ihr Zeugnis in der Hand hielten. Gerade 

für Schülerinnen und Schüler mit Inklusionsbedarf ist es dabei immens wichtig, dass sie sich 

gleich behandelt fühlen. Klar, gab es immer Zeugnisse mit Sternchennoten, doch die 

Jugendlichen erhielten ein für sie gleiches Zeugnis, wie alle anderen. Dieses haben Sie den 

Schülerinnen und Schülern genommen, weil die einen jetzt Berichte und die anderen Noten 

erhalten. Dieses stigmatisiert genau die, die wir stärken sollen. Die Leidtragenden sind diese 

Schüler und damit der gesamte Grundsatz der Inklusion, der in Schleswig-Holstein schon viel 

weiter gediehen war als in den meisten anderen Bundesländern. 

Die Koalition wird den Weg sicher nicht mitgehen, das Bewertungssystem unserer Schulen 

grundsätzlich zu verändern und das Berichtszeugnis, ergänzt durch Noten, zum normalen Weg 

zu machen, wie es nach unserer Überzeugung pädagogisch sinnvoll wäre. Aber ich hoffe, dass 

die Koalition unser Angebot annimmt, unseren Antrag in den Bildungsausschuss zu überweisen.  

Dort sollten wir eine kleine Anhörung mit den zuständigen Verbänden und Einrichtungen 

durchführen, um zu erfahren, wie sie diese neue Regelung bewerten. Ich gebe die Hoffnung 

nicht auf, dass es gelingen kann, im Interesse der Kinder und Jugendlichen mit Förderbedarf zu 

einer Regelung zu kommen, die niemanden ausgrenzt, denn genau das verlangt die UN-

Behindertenrechtskonvention, hinter der wir alle stehen sollten. 


